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Österreichische Staatsdruckerei Holding AG

Wien, FN 290506 s

9. ordentliche Hauptversammlung

19. Juli 2019

Vorschlag des Aufsichtsrats

gemäß § 108 Abs l AktG

zum 6. Punkt der Tagesordnung

"Beschlussfassung über die Ermächtigung des Vorstands

gemäß § 65 Absatz l Ziffer 8 sowie Absatz la und lb Aktiengesetz

zum Erwerb, zur Veräußerung und zur Einziehung eigener Aktien,

im Falle des Erwerbs eigener Aktien allenfalls auch außerbörslich unter

Ausschluss des quotenmäßigen Andienungsrechts (umgekehrtes Bezugsrecht)

der Aktionäre der Gesellschaft und

im Falle der Veräußerung eigener Aktien allenfalls auch außerbörslich unter

Ausschluss des Wiederkaufsrechts (Bezugsrecht)

der Aktionäre der Gesellschaft"

Der Vorstand und der Aufsichtsrat der Österreichische Staatsdruckerei Holding AG schla-

gen vor, die Hauptversammlung möge zu diesem Tagesordnungspunkt folgenden Be-

schluss fassen:

"Der Vorstand wird für die Dauer von 30 (dreißig) Monaten vom Tag der Beschlussfas-

sung an gemäß § 65 Absatz l Ziffer 8 sowie Absatz la und lb Aktiengesetz zum Erwerb

eigener Aktien der Gesellschaft ermächtigt, wobei die von der Gesellschaft auf Basis die-

ser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien zusammen mit den von der Gesellschaft

bereits gehalten eigenen Aktien niemals 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft über-

schreiten dürfen. Der Erwerb kann sowohl über die Börse als auch durch ein öffentliches

Angebot, allenfalls [mit Zustimmung des Aufsichtsrats] auch außerbörslich unter Aus-

schluss des quotenmäßigen Andienungs- bzw. Veräußerungsrechts der Aktionäre unter

Berücksichtigung der Vorgaben des § 47a Aktiengesetz erfolgen, wobei der niedrigste

beim Rückerwerb zu leistende Gegenwert EUR 10, - (Euro zehn) und der höchste beim

Rückerwerb zu leistende Gegenwert EUR 50, - (Euro dreißig) beträgt. Weiters wird der

Vorstand zur Festsetzung der Rückkaufbedingungen ermächtigt, wobei der Vorstand den

Vorstandsbeschluss und das jeweilige darauf beruhende Rückkaufprogramm einschließ-

lich dessen Dauer entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen (jeweils) zu veröffentli-
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chen hat. Diese Ermächtigung kann ganz oder teilweise oder auch in mehreren Teilbeträ-

gen, auch unter wiederholter Ausnutzung der 10%-Grenze und/oder in Verfolgung eines
oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, durch ein Tochterunternehmen (§ 189a
Ziffer 7 Unternehmensgesetzbuch) oder für Rechnung der Gesellschaft durch Dritte aus-

geübt werden. Der Handel mit eigenen Aktien ist als Zweck des Erwerbs ausgeschlossen.

Der Vorstand wird ermächtigt, von der Gesellschaft erworbene eigenen Aktien ohne wei-

leren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen, wobei der Aufsichtsrat ermächtigt wird,

Änderungen der Satzung, die sich durch die Einziehung ergeben, zu beschließen. Diese

Ermächtigung kann ganz oder in mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines oder
mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft ausgeübt werden.

Schließlich wird die in der 7. ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom

21. 07. 2017 beschlossene Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung von eigenen Ak-
tien widerrufen und der Vorstand gleichzeitig für die Dauer von 5 (fünf) Jahren ab Be-

schlussfassung ermächtigt, erworbene eigene Aktien gemäß § 65 Absatz lb Aktiengesetz
in Verbindung mit §§ 169 bis 171 Aktiengesetz mit Zustimmung des Aufsichtsrats auf Je-
de andere gesetzlich zulässige Art, auch außerbörslich, zu veräußern, wobei der Vorstand

mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht (das Wiederkaufrecht) der Aktionäre

ausschließen und die Veräußerungsbedingungen festsetzen kann."

Begründung:

Zum vorgeschlagenen möglichen Ausschluss des Bezugs- bzw. Wiederkaufsrechts der

Aktionäre im Falle der außerbörslichen Veräußerung eigener Aktien wird auf den entspre-
chenden Bericht des Vorstands der Gesellschaft gemäß § 65 Abs lb Satz 3 iVm § 170
Abs 2 AktG iVm § 153 Abs 4 Satz 2 AktG verwiesen, der ab 28.06.2019 zur Einsicht der

Aktionäre in den Geschäftsräumen am Sitz der Gesellschaft Tenschertstraße 7,
1230 Wien, aufliegt und ab 28. 06.2019 außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft

unter www.staatsdruckerei.at bzw. https://www.staatsdruckerei.at/investor-

relations/hauptversammlung-2019/ zugänglich ist.

Wien, am 18.06. 2019

De

Osterrei isch

ufsi tsrat der

aatsdruckerei Iding AG



OESTERREICHISCHE STAATSORUCKEREI

Bericht des Vorstands

der

Österreichische Staatsdruckerei Holding AG
Wien, FN 290506 s,

über die

Ermächtigung des Vorstands auf andere Weise als über die Börse

oder durch öffentliches Angebot zu erwerben oder zu veräußern

(TOP 6 Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb; Veräußerung und Einziehung

eigener Aktien)

Die Mitglieder des Vorstands der Österreichische Staatsdruckerei Holding AG (in der

Folge auch die "Gesellschaft") erstatten an die 9. ordentliche Hauptversammlung der Os-

terreichische Staatsdmckerei Holding AG am 19. Juli 2019 nachstehenden

Bericht

gemäß § 65 Abs. lb Satz 3 AktG iVm § 170 Abs. 2 AktG iVm § 153 Abs. 4 Satz 2 AktG.

A. Die Österreichische Staatsdruckerei Holding AG mit dem Sitz in Wien und der Ge-

schäftsanschrift 1230 Wien, Tenschertstraße 7, eingetragen im Firmenbuch unter

FN 290506 s, hat gegenwärtig ein Grundkapital m Höhe von EUR 7.500.000,-, wel-

ches in 7. 500. 000 Stück auf Inhaber lautende Stückaktien eingeteilt ist.

B. Der Vorstand der Gesellschaft beabsichtigt, der 9. ordentlichen Hauptversammlung

der Gesellschaft vom 19.07.2019 folgende Beschlussfassung zu TOP 6 vorzuschla-

gen (der entsprechende Beschlussvorschlag wird gemeinsam mit dem Aufsichtsrat

der Gesellschaft erstattet):



"Der Vorstand wirdför die Dauer von 30 (dreißig) Monaten vom Tag der Beschluss-
fassung an gemäß § 65 Absatz l Ziffer 8 sowie Absatz la und lb Aktiengesetz zum

Erwerb eigener Aktien der Gesellschaft ermächtigt, wobei die von der Gesellschaft
auf Basis dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien zusammen mit den von

der Gesellschaft bereits gehalten eigenen Aktien niemals 10% des Grundkapitals
der Gesellschaft überschreiten dürfen. Der Erwerb kann sowohl über die Börse als

auch durch ein öffentliches Angebot, allenfalls [mit Zustimmung des Aufsichtsrats]
auch außerbörslich unter Äusschluss des quotenmäßigen Andienungs- bzw. Veräu-

ßerungsrechts der Aktionäre unter Berücksichtigung der Vorgaben des § 47 a Akti-
engesetz erfolgen, wobei der niedrigste beim Rückerwerb zu leistende Gegenwert

EUR 10, - (Euro zehn) und der höchste beim Rückerwerb zu leistende Gegenwert
EUR 30, - (Euro dreißig) beträgt. Wetters wird der Vorstand zur Festsetzung der
Rückkaufbedingungen ermächtigt, wobei der Vorstand den Vorstandsbeschluss und

das jeweilige darauf beruhende Rückkaufprogramm einschließlich dessen Dauer ent-

sprechend den gesetzlichen Bestimmungen (jeweils) zu veröffentlichen hat. Diese Er-

mächtigung kann ganz oder teilweise oder auch in mehreren Teilbeträgen, auch un-

ter wiederholter Ausnutzung der 10%-Grenze und/oder in Verfolgung eines oder
mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, durch ein Tochterunternehmen (§ 189a Zif-

fer 7 Unternehmensgesetzbuch) oder för Rechnung der Gesellschaft durch Dritte

ausgeübt werden. Der Handel mit eigenen Aktien ist als Zweck des Erwerbs ausge-
schlössen.

Der Vorstand wird ermächtigt, von der Gesellschaft erworbene eigenen Aktien ohne

weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen, wobei der Aufsichtsrat ermäch-

tigt -wird, Änderungen der Satzung, die sich durch die Einziehung ergeben, zu be-
schließen. Diese Ermächtigung kann ganz oder in mehreren Teilbeträgen und in Ver-
folgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft ausgeübt werden.

Schließlich wird die in der 7. ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom
27. 07. 207 7 beschlossene Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung von eigenen

Aktien widerrufen und der Vorstand gleichzeitig för die Dauer von 5 (fünf) Jähren

ab Beschlussfassung ermächtigt, erworbene eigene Aktien gemäß § 65 Absatz lb Ak-

tiengesetz in Verbindung mit §§ 169 bis 171 Aktiengesetz mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats auf jede andere gesetzlich zulässige Art, auch außerbörslich, zu veräußern,

wobei der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht (das Wieder-

kaufrecht) der Aktionäre ausschließen und die Veräußerungsbedingungen festsetzen
kann."



C. Mit Hauptversammlungsbeschluss vom 21. 07.2017 wurde der Vorstand zuletzt er-

mächtigt, eigene Aktien gemäß § 65 AktG zu erwerben. Österreichische Staatsdm-

ckerei Holding AG hält derzeit 225. 000 Stück eigene Aktien.

Der oben im Punkt B wiedergegebene Beschlussvorschlag des Vorstands und des

Aufsichtsrats der Österreichische Staatsdruckerei Holding AG würde, wenn er von

der Hauptversammlung in der vorgeschlagenen Form beschlossen wird, die Gesell-

schaft in die Lage versetzen, eigene Aktien zu erwerben. Der Erwerb eigener Aktien

durch die Gesellschaft wäre ohne besondere Zweckbindung zu jedem gesetzlich zu-

lässigen Zweck möglich und könnte sowohl über die Börse als auch durch ein öffent-

liches Angebot erfolgen, zudem auch außerbörslich, wenn und soweit die Vorgaben

des aktienrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 47a AktG) eingehalten wer-
den.

Eigene Aktien, die die Gesellschaft aufGmndlage des im Punkt B wiedergegebenen

Beschlussvorschlags erwü-bt, könnte die Gesellschafit entweder halten oder einziehen

oder wieder veräußern. Für den Fall der Veräußerung eigener Aktien gilt, dass die

Veräußerung eigener Aktien über die Börse oder im Wege eines öffentlichen Ange-

bots grundsätzlich stets zulässig ist. Bei einer Veräußemng eigener Aktien über die

Börse oder im Wege eines öffentlichen Angebots haben die Aktionäre (ebenso wie

andere Markteilnehmer) die Möglichkeit, die von der Gesellschaft veräußerten Ak-
tien "wieder" zu erwerben.

Auf Grundlage des im Punkt B wiedergegebenen Vorschlags würde die Hauptver-

Sammlung den Vorstand ennächtigen, für die Veräußerung eigener Aktien mit Zu-

Stimmung des Aufsichtsrats auch eine andere Art der Veräußerung als jene über die

Börse oder öffentliches Angebot wählen können. Die Veräußemng von eigenen Ak-

tien auf andere Art als über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot, ist grund-

sätzlich nur dann zulässig, wenn (i) die Hauptversammlung diese andere Art der Ver-

äußerung selbst beschließt oder (ii) den Vorstand zu einer anderen Art der Veräuße-

rung ermächtigt (wie dies der Beschlussvorschlag im letzten Absatz vorsieht). In bei-

den Fällen haben die Aktionäre bei einer "anderen Art der Veräußerung" in der Regel

nicht die Möglichkeit, die von der Gesellschaft veräußerten Aktien zu erwerben, sie

haben also keine Wiederkaufsmöglichkeit. Das Aktiengesetz sieht nun für diesen Fall

vor, dass der Vorstand einen schrifitlichen Bericht zu erstatten hat, in dem er darzu-

legen hat, wamm bzw. in welchen Fällen die Gesellschaft von der Möglichkeit der

"Veräußerung auf andere Art" Gebrauch machen möchte und welche Gründe dafür

sprechen, dass die Wiederkaufsmöglichkeit der Aktionäre diesfalls nicht besteht.



l.

Im Hinblick auf die im BescUussvorschlag gemäß Punkt B enthaltene Möglichkeit
der Veräußemng von eigenen Aktien, die Österreichische Staatsdruckerei Holding
AG aktuell hält und/oder zukünftig erwirbt, auf andere Art als über die Börse oder
durch öffentliches Angebot erstattet der Vorstand sohin einen schriftlichen Bericht

über den Gmnd fiür den damit emhergehenden Ausschluss des quotenmäßigen Be-
zugs- bzw. Wiederkaufi-echts der Aktionäre (§ 65 Abs. lb AktG iVm § 170 Abs. 2
AktG iVm § 153 Abs. 4 Satz 2 AktG). Dieser Bericht wird auch im Hinblick auf den
mit einem allfälligen außerbörslichen Erwerb einhergehenden "Ausschluss" des quo-
tenmäßigen Andienungs- bzw. Veräußerungsrechts der Aktionäre der Österreichi-
sehe Staatsdruckerei Holding AG (umgekehrter Bezugsrechtsausschluss) erstattet.

Festgehalten wird, dass der Vorstand der Gesellschaft nur mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats [(i) eigene Aktien auf andere Weise als über die Börse oder durch öffentli-

ches Angebot erwerben bzw (ii)] die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Ak-
tien auf andere Weise als über die Börse oder durch öffentliches Angebot veräußern
darf.

Außerbörsliche Veräußerung und Ausschluss der allgemeinen Kaufmöglichkeit
(des Bezugs- bzw. Wiederkaufrechts) der Aktionäre

Der mögliche Ausschluss des Bezugsrechts (Wiederkaufsrechts) der Aktionäre bei
der Veräußemng eigener Aktien liegt aus folgenden Gründen im Interesse der Öster-
reichische Staatsdmckerei Holding AG:

Österreichische Staatsdruckerei Holding AG beabsichtigt, im In- und Ausland weiter
zu wachsen. Dieses Wachstum kann auch in der Form des Erwerbs von anderen Un-

temehmen oder Betrieben stattfinden. Der Erwerb von Unternehmen, Betrieben oder

Teilbetrieben kann rechtlich sowohl als Kauf bestmunter Vermögensgegenstände
(und Verbindlichkeiten) eines Unternehmens, Betriebs oder Teilbetriebs (sogenann-
ter Asset DeaF) als auch als Erwerb von Anteilen an einer Gesellschaft (sogenannter
Share DeaF) gestaltet werden. Beide Arten des Unternehmens- oder (Teil-)Betriebs-
erwerbs, nämlich Asset Deal und Share Deal, werden im Folgenden zusammenfas-
send auch als "Unternehmenserwerb" bezeichnet.

Führt Österreichische Staatsdmckerei Holding AG einen Untemehmenserwerb
durch, so kann die Gegenleistung, die die Gesellschaft zu erbringen hat, nicht nur in

Geld, sondern auch in Aktien der Österreichische Staatsdruckerei Holding AG be-
stehen. Das kann sowohl im Interesse von Österreichische Staatsdmckerei Holding
AG als Käuferin als auch im Interesse eines Veräußerers, mit dem die Gesellschaft



den Untemehmenserwerb abschließen will, liegen. Während im Fall des Kaufs eines

Unternehmens durch Bezahlung eines BarkauQireises ein hoher Liquiditätsabfluss

bei der Gesellschafit entstehen kann, ist beim Untemehmenserwerb durch Leistung
eigener Aktien kein solcher Liquiditätsabfluss bei der Gesellschaft zu verzeichnen.

Es kann - wie die Erfahrung zeigt - auch Fälle geben, in denen es aus Sicht der
Gesellschaft aus strategischen Gründen notwendig und zweckmäßig ist, dass sich der
Veräußerer des Unternehmens mit einem kleinen Anteil an Österreichische Staats-

druckerei Holding AG beteiligt, oder auch Fälle, m denen der Veräußerer im Gegen-

zug für die Veräußemng seines Untemehms bzw. Betriebes eine Beteiligung an der
Gesellschaft verlangt. So sind Eigentümer attraktiver Investitions- und Akquisitions-

Objekte in vielen Fällen nur dann zu einer Veräußerung bereit, wenn sie als Gegen-
leistung ausschließlich oder doch zum Teil Aktien an Österreichische Staatsdrucke-

rei Holding AG erhalten.

Durch die Verwendung eigener Aktien als "Transaktionswährung" kann oftmals

auch ein günstigerer KauQ)reis erzielt werden als bei einer "reinen" Barzahlung. So-

weit die Gesellschaft die eigenen Aktien zu einem günstigen Preis erworben hat und

mittlerweile eine Kurssteigerung eingetreten ist, kann der Gesellschaft bei Verwen-

dimg eigener Aktien als Gegenleistung für einen Untemehmensenverb eine Erspar-
nis entstehen: Denn bei der Bemessung der Gegenleistung fiir den Untemehmenser-
werb werden die als (Teil der) Gegenleistung zu gewährenden eigenen Aktien in der

Regel mit dem aktuellen (durchschnittlichen) Kurswert oder allenfalls höheren inne-

ren Wert, nicht jedoch mit den niedrigeren historischen Anschaffüngskosten, ange-
setzt.

Um eigene Aktien der Gesellschafit als "Transaktionswährung" verwenden und somit

attraktive Marktangebote optimal nutzen können, ist eine flexible und rasche Reak-
tion des Vorstands in solchen Konstellationen oftmals essentiell.

Durch die Ermächtigung zur Veräußemng durch andere Art als über die Börse oder

durch ein öffentliches Angebot soll dem Vorstand somit für zukünftige Untemeh-

menserwerbe gerade diese Flexibilität gewährleistet und schnelleres Handeln ennög-

licht werden. Zu diesem Zweck kann es überdies auch erforderlich sein, rasch über

die notwendige Anzahl eigener Aktien im erforderlichen Ausmaß als Transaktions-

wähnmg zu verfügen und daher eigene Aktien im Paket außerbörslich zu erwerben.

Die rasche Verfügbarkeit der Transakdonswähnmg in Gestalt von eigenen Aktien für
die Zwecke von Untemehmenserwerben stellt sohin auch die sachliche Rechtferti-



gung für die Ermächtigung des Vorstands zum außerbörslichen Erwerb und dem da-

mit einhergehenden umgekehrten Bezugsrechtsausschluss (das ist der Ausschluss des

quotenmäßigen Veräußenmgsrechts der Aktionäre) dar.

Die Verwendung eigener Aktien ist auch deshalb für die Gesellschaft und sohin auch

ihre Aktionäre von Vorteil, weil die Abwicklung eines Untemehmenserwerbs, bei

dem der Veräußerer von der Gesellschaft Aktien an der Gesellschaft als Gegenleis-

tung fordert bzw. erhalten soll, beschleunigt werden kann, wenn bereits bestehende

eigene Aktien verwendet werden können und nicht erst neue Aktien - im Rahmen

einer vergleichsweise aufwändigen Sach- oder auch Barkapitalerhöhung - geschaf-
fen werden müssen.

Aufgrund der Beschränkung des Ausmaßes eigener Aktien, die die Gesellschaft
zweckfrei erwerben kann (§ 65 Abs. l Z 8 AktG), nämlich auf insgesamt 10% des
Gnmdkapitals der Gesellschaft, kann ein Vertragspartner der Österreichische Staats-

dmckerei Holding AG, der eigene Aktien im Rahmen des Untemehmenserwerbs als

Transaktionswährung erhält, keine wesentliche Beteiligung an Österreichische
Staatsdmckerei Holding AG erwerben.

Aus den dar estellten Erwä un en er ibt sich zusammen assend:

Der Untemehmenserwerb gegen Gewährung eigener Aktien unter Ausschluss des

Bezugsrechts bzw. der Wiederkaufsmöglichkeit der Aktionäre wird allgemein als

sachliche Rechtfertigung für den Ausschluss des Bezugsrechtes bzw. der Wieder-

kaufsmöglichkeit der Aktionäre anerkannt. Im Hinblick auf das geplante Wachstum
der Österreichische Staatsdruckerei Holding AG besteht ein Interesse der Gesell-
schaft, einen solchen Untemehmenserwerb unter Ausschluss des Bezugsrechts bzw.

der Wiederkaufsmöglichkeit zu ermöglichen.

Die Veräußerung eigener Aktien auf andere Weise als über die Börse oder durch

öffentliches Angebot ist beim Untemehmenserwerb deshalb erforderlich, weil einer-

seits die Gesellschaft bei einem Untemehmenserwerb gegen Gewährung eigener Ak-

tien als Gegenleistung nur auf diese Weise den Erwerb des Unternehmens ohne Li-

quiditätsabfluss sicherstellen kann und weil andererseits der Veräußerer häufig zu

einer Übertragung des Unternehmens oder der Anteile daran nur bereit ist, wenn er

seinerseits eine wertäquivalente Beteiligung an der Gesellschaft erhält. Aus der Sicht

von Österreichische Staatsdmckerei Holding AG kann es auch aus strategischen oder

untemehtnensorganisatorischen Gründen erforderlich sein, den Veräußerer als Akti-
onär emzubmden.
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Der Bezugsrechtsausschluss bzw. die Veräußemng von eigenen Aktien auf andere

Weise als über die Börse oder durch öffentliches Angebot ist schließlich verhältnis-

mäßig, weil regehnäßig ein besonderes Interesse der Österreichische Staatsdmckerei
Holdmg AG am Erwerb des betreffenden Unternehmens oder der Anteile an dem

betreffenden Unternehmen bestehen wird. Die Wahrung der Interessen der Aktionäre

ist dadurch sichergestellt, dass beim Untemehmenserwerb eine verhältnismäßige Ge-
Währung von Aktien - in der Regel nach Durchführung einer Untemehmensbewer-

tung - stattfindet. Der Wert des zu erwerbenden Unternehmens oder der Anteile an

diesem Unternehmen wird dem Wert von Österreichische Staatsdruckerei Holding

AG gegenübergestellt; in diesem Verhältnis erhält der Veräußerer von der Gesell-

schaft erworbene eigene Aktien.

Im Hinblick auf die Dauer der Ennächtigung zum Erwerb eigener Aktien (30 Mo-
nate) bzw. der Ennächtigung des Vorstands, erworbene eigene Aktien auf eine an-

dere Art als über die Börse oder öffentliches Angebot unter Ausschluss des Bezugs-
rechts bzw. des Wiederkaufrechts der Aktionäre zu veräußern (5 Jahres) können ge-

genwärtig keine Angaben zum Ausgabebetrag von eigenen Aktien an den Veräußer

eines Unternehmens gemacht werden, weil dies sowohl von der zukünftigen Ent-

wicklung von Österreichische Staatsdmckerei Holding AG als auch der weiteren

Kursentwicklung der Österreichische Staatsdruckerei Holding AG Aktie abhängt.

Zusammenfassend kommt der Vorstand der Österreichische Staatsdmckerei Holding

AG zu dem Ergebnis, dass die Erteilung einer Ermächtigung an den Vorstand der

Gesellschaft gemäß § 65 Abs. l Z 8 und Abs. la imd Abs. lb AktG erworbene ei-

gene Aktie mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegebenenfalls auf andere Weise als

über die Börse oder durch öffentliches Angebot zu veräußern, den gesetzlichen Vor-
schriflten vollkommen entspricht.

Außerbörslicher Erwerb und Ausschluss des quotenmäßigen Andienungs- bzw
Verkaufrechts der Aktionäre

Der mögliche Enverb eigener Aktien auf andere Art als über die Börse oder durch

em öffentliches Angebot und der damit einhergehende Ausschluss des quotenmäßi-

gen Andienungs- bzw. Verkaufsrechts der Aktionäre der Österreichische Staatsdru-

ckerei Holding AG gemäß § 65 Abs lb Aktiengesetz iVm § 47 Aktiengesetz liegt

aus folgenden Gründen im Interesse der Österreichische Staatsdruckerei Holding
AG:



3.

Wie bereits unter Punkt l dargelegt, soll dem Vorstand der Österreichische Staats-

druckerei Holding AG unter anderem für mögliche Untemehmenserwerbe ein
Höchstmaß an Flexibilität gewährt werden. So soll es dem Vorstand der Österreichi-

sehe Staatsdmckerei Holding AG ermöglicht werden, eigene Aktien als Transakti-
onswährung zu verwenden. Dazu kann es erforderlich sein, eine größere Anzahl an

eigenen Aktien kurzfristig zu erwerben.

Aufgrund der an der Börse zu eine bestimmten Zeitpunkt herrschenden Bedingungen
(z.B. Handelsvolumen, Börsekurs, etc.) kann die Situation einti-eten, dass der Erwerb

der als Transaktionswährung benötigten eigenen Aktien entweder überhaupt nicht
bzw. nicht in dem zur Verfiigung stehenden Zeitraum oder zu einem angemessenen
Preis über die Börse möglich ist.

Auf Grundlage des im Punkt B wiedergegebenen Vorschlags würde die Hauptver-
Sammlung den Vorstand ermächtigen, den Erwerb eigener Aktien mit Zustimmung
des Aufsichtsrats auch auf eine andere Art als jene über die Börse oder öffentliches
Angebot wählen zu können (z.B., als außerbörslicher Paketerwerb). Diese Ennäch-

tigung des Vorstands versetzt Österreichische Staatsdmckerei Holding AG, die im

Interesse der Gesellschaft liegende Zwecke benötigten eigenen Aktien rasch, flexible

und zu den bestmöglichen Konditionen erwerben zu können.

Zusammenfassend kommt der Vorstand der Österreichische Staatsdruckerei Holding
AG zu dem Ergebnis, dass die Erteilung einer Ermächtigung an den Vorstand der
Gesellschaft gemäß § 65 Abs. l Z 8 und Abs. la und Abs. lb AktG eigene Aktie mit
Zustimmung des Aufsichtsrats gegebenenfalls auf andere Weise als über die Börse

oder durch öffentliches Angebot zu erwerben, den gesetzlichen Vorschriften voll-

kommen entspricht.

Einziehung eigener Aktien

Nach dem Beschlussvorschlag gemäß Punkt B soll der Vorstand ermächtigt werden,
erworbene eigene Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen.
Zusätzlich soll der Aufsichtsrat dazu ermächtigt werden, Änderungen der Satzung,
die sich durch eine solche Einziehung ergeben, zu beschließen. Für die Gesellschaft

und ihre Aktionäre kann die Einziehung der eigenen Aktien insbesondere bilanzielle
Vorteile haben, weil auch für eigene Aktien Rücklagen gebildet werden müssen.

Sollten die einmal zulässig erworbenen eigenen Aktien nicht mehr benötigt werden
und sollte es keine bessere Verwendungsmöglichkeit als deren Einziehung geben, so
sind die Vorausermächtigung des Vorstands zur Einziehung der eigenen Aktien und
die Vorausennächtigung des Aufsichtsrats, entsprechende Satzungsänderungen im
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Fall der tatsächlichen Einziehung zu beschließen, geeignete Mittel, um die zeit- und

kostenmtensive Abhaltung einer weiteren Hauptversammlung, die diese Maßnahmen

beschließen müsste, zu vermeiden.

Der Vorstand wird die Ermächtigung, eiiunal zulässig erworbene eigene Aktien ein-

zuziehen, nur dann ausnutzen, wenn die beschriebenen sowie sämtliche gesetzlichen
Voraussetzungen erfüllt sind. Ebenso wird der Vorstand die bei der Einziehung ei-

gener Aktien einzuhaltenden aktien- und börserechtlichen Veröffentlichungs- und

Bekaimtmachungspflichten beachten. Dasselbe gilt fiir den Beschluss entsprechen-

der Änderungen der Satzung der Gesellschaft.

Abschließende Erläuterungen

Aus den unter den Punkten l und 2 angeführten Gründen liegen sowohl die Ennäch-

tigung zum außerbörslichen Erwerb samt damit einhergehendem Ausschluss des

quotenmäßigen Andienungs- bzw Verkaufsrechts der Aktionäre (umgekehrtes Be-
zugsrecht) als auch die Ermächtigung zur außerbörslichen Veräußerung unter Aus-

schluss des Wiederkaufrechts der Aktionäre (Bezugsrecht) im Interesse der Gesell-

schaft, sind nicht unverhältnismäßig, jedoch erforderlich und geeignet, die oben ge-
nannten Zwecke im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre zu erreichen.

Wenn der Vorstand die im letzten Absatz des im Punkt B wiedergegebenen Be-

schlussvorschlags vorgesehene Ermächtigung, erworbene eigene Akäen auf jede an-

dere gesetzlich zulässige Art, auch außerbörslich, zu veräußern und dabei das Be-

zugsrecht (das Wiederkaufrecht) der Aktionäre auszuschließen, in Anspmch nehmen

will, so hat er hierfür die Zustimmung des Aufsichtsrats einzuholen. Der Vorstand
hat diesfalls zumindest zwei Wochen vor dem Zustandekommen des Beschlusses des

Aufsichtsrats einen Bericht zu veröffentlichen, in dem unter anderem auch der kon-

krete Veräußemngspreis der Aktien zu begründen ist (§ 65 Abs. lb iVm § 171 Abs.

l AktG). In diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass die Erteilung einer Ermächti-

gung an den Vorstand, erworbene eigene Aktien mit Zustunmung des Aufsichtsrats

gegebenenfalls auf andere Weise als über die Börse oder durch öffentliches Angebot
zu veräußern, gerade zum Zweck der Verwendung eigener Aktien als Gegenleistung

bei einem Untemehmenskauf, sohm als Gegenleistung für den Erwerb von Unter-

nehmen, Betrieben, Teilbetrieben oder Anteilen an einer oder mehreren Gesellschaf-

ten im In- und Ausland, ebenso wie fiir die Verwirklichung allfälliger gleichartiger

strategischer Zielsetzungen, ein bei vielen börsenotierten österreichischen (und deut-

sehen) Gesellschaften üblicher und allgemein anerkannter Vorgang ist. Dies kommt

auch in § 5 Abs. 2 Z 7 VeröffentlV zum Ausdruck, wonach die zum gegebenen Zeit-
punkt durchzuführende Veröffentlichung Art und Zweck des Rückerwerbs und/oder
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der Veräußerung eigener Aktien, insbesondere, ob der Rückerwerb und/oder die Ver-

äußerung über die Börse und/oder außerhalb der Börse erfolgen soll, zu enthalten
hat.

Jedenfalls sehen die Bestimmungen der erwähnten VeröffentlV umfangreiche Ver-

öffentlichungspflichten im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung

eigener Aktien vor und sorgen damit - auch im Zusammenhalt mit allfälligen weite-

ren Veröffentlichungspflichten, die fiilr börsenotierte Gesellschaften wie Osterreichi-

sehe Staatsdruckerei Holding AG gelten- fiir umfassende Transparenz im Zusam-

menhang mit dem Erwerb und der Veräußemng eigener Aktien.

Bei Erwerb und/oder Veräußemng eigener Aktien sind von Österreichische Staats-

dmckerei Holding AG - soweit einschlägig - schließlich auch die Vorgaben der Ver-

Ordnung (EU) 596/2014 ("Marktmissbrauchsverordnung") und der diese begleiten-

den Rechtsakte, insbesondere die Bestimmungen über Rückkau^rogramme gemäß

der Delegierten Verordnung (EU) 2016/1052, zu berücksichtigen, ohne dass die Ge-

Seilschaft dadurch auf die "Safe-Harbour-Fälle" der letztgenannten Verordnung be-
schränkt würde.

Wien, am 18.06.2019

Der Vorstand der

Österreichische Staatsdruckerei Holding AG

y


